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Herr Bundesminister, Sie hatten
kürzlich die Branchenvertreter der
erneuerbaren – oder alternativen
– Energien zu einem „Round Ta-
ble“ bei sich. Was waren die wich-
tigsten Themen der Besprechung?
Reinhold Mitterlehner: Wir haben
mit Vertretern der Kleinwasser-
kraft, der Windkraft, der Biomas-
se- und Biogaserzeuger sowie der
Photovoltaik-Branche konstruk-
tiv diskutiert – unter anderem
über Themen wie Tariffestset-
zung, Marktreife der einzelnen
Technologien, Förderdeckel so-
wie Wartezeiten bei Förderzusa-
gen und Investitionsentscheidun-
gen. Ein wichtiges Thema war
dabei das neue Ökostromgesetz,
das wir im Herbst vorlegen wol-
len. Unser Ziel ist ein intelligen-
tes Fördersystem, das aber nicht

Thema Energie im Vordergrund

Ein effizienter Einsatz 
sichert Österreichs 
Klima- und Energiesystem
Nicht nur die kommunale Energiepolitik

steht am Scheideweg, auch der Bund

muss sich zwischen Alternativ- und Tradi-

tionsenergien, Kostenfaktoren, Import -

abhängigkeit und Sparsamkeit entschei-

den. KOMMUNAL sprach mit Wirtschafts-

minister Reinhold Mitterlehner.

Fo
to

s:
 W

ie
n

er
 B

ez
ir

ks
ze

it
u

n
g/

La
u

bn
er

„Wir brauchen eine Neuorientie-
rung der Energie- und Klimapolitik,
wie sie jetzt in der Energiestrategie
Österreich vorgesehen ist.“ 
Reinhold Mitterlehner
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Die weltweite Tendenz geht
dahin, langsam aus der Nut-
zung fossiler Energieträger
auszusteigen, wobei wir
natürlich die vielen Arbeits-
plätze in diesem Bereich
berücksichtigen müssen.

ausufert. Jede noch so erfreuli-
che Anhebung der Ökostromtari-
fe zur Erhöhung des Ökostrom-
Anteils führt zu höheren Kosten
für die Stromkunden. Schon jetzt
zahlen sie mit ihren Stromrech-
nungen etwa 340 Millionen Euro
pro Jahr für den Ökostrom.

Unser Energiesystem steht vor
großen Herausforderungen: Alle
Szenarien gehen von einer Zunah-
me des Energieverbrauchs, einem
Anstieg der CO2-Emissionen und
einer zunehmenden Abhängigkeit
von fossilen Brennstoffen aus.
Was bedeutet das für Österreich?
Wir brauchen eine Neuorientie-
rung der Energie- und Klimapoli-
tik, wie sie jetzt in der Energie-
strategie Österreich vorgesehen
ist. Durch den effizienteren Ein-
satz von Energie und den konse-
quenten Ausbau der erneuerba-
ren Energieträger – Wasser,
Wind, Photovoltaik, Biomasse –
sichern wir Österreichs Energie-
und Klimasystem. Wir verringern
so die Abhängigkeit von 
Energieimporten und erfüllen bis
2020 die Energie- und Klimaziele
der EU. Besonders wichtig ist der
Fokus auf die Verringerung des
Verbrauchs, wodurch wir erst-
mals die Entkoppelung von Wirt-
schaftswachstum und Energie-
verbrauch schaffen. Mit der Um-
setzung der Energiestrategie
eröffnen wir auch unseren Unter-
nehmen zahlreiche Vorteile, weil
sie bei Energie- und Umwelttech-
nologie über ein weltweit aner-
kanntes Know-how verfügen. 

Die Energiestrategie Österreichs
verspricht bis 2020 20 Prozent
mehr Energieeffizienz, einen An-
teil der erneuerbaren Energien am
Bruttoendenergieverbrauch von
34 Prozent und 16 Prozent weniger
Treibhausgase. Ist das aus heuti-
ger Sicht realistisch?
Für den Aufgabenbereich des
Wirtschafts- und Energieministe-
riums kann ich das bestätigen.
Wir haben zum Beispiel am 30.
Juni den Nationalen Aktionsplan
erneuerbare Energien an die Eu-
ropäische Kommission gemeldet.
Darin ist detailliert beschrieben,
wie Österreich bis 2020 den An-
teil der erneuerbaren Energien
am Bruttoendenergieverbrauch
erhöhen wird. Mit unserem Ziel-
wert von 34 Prozent liegen wir
im EU-Vergleich auf Platz vier.

Die anderen EU-Staaten werden
im Jahr 2020 im Schnitt nur 20
Prozent erneuerbare Energien
einsetzen.

Wie viele Arbeitsplätze können
durch die Energiestrategie 
geschaffen werden?
Schon jetzt arbeiten in Öster-
reich rund 185.000 Beschäftigte
im Bereich Klima- und Umwelt-
schutz. Experten erwarten, dass
allein mit der Umsetzung der 
Energiestrategie rund 80.000
Jobs gesichert und geschaffen
werden. Zum Beispiel durch
Maßnahmen und Investitionen
in den Bereichen Gebäudesanie-
rung, erneuerbare Energien, 
energieeffiziente Produktion, öf-
fentlicher Verkehr und Elektro-
mobilität. Außerdem verschaffen
wir unserer Wirtschaft große
Wettbewerbsvorteile, indem wir
die im In- und Ausland stark
nachgefragten Öko-Innovatio-
nen forcieren. Damit schaffen
wir zusätzliche „Green Jobs“ und
legen so die Basis für intelligen-
tes Wachstum.

Auf welche Energiearten sollen
Österreichs Gemeinden in Zukunft
setzen?
Wichtig ist, dass für die Erzeu-
gung von Ökostrom die effizien-
testen Standorte genutzt wer-
den. Darauf richten wir auch die
Tarife aus. Gute Projekte an ge-
eigneten Standorten sollen nicht
durch teure und ineffiziente An-
lagen verdrängt werden. Haus-
halte, Gewerbe und Industrie
würden dadurch unnötig zur
Kasse gebeten.

Was sind ihre nächsten Pläne, um
klima- und umweltfreundliche 
Energieformen zu forcieren? 
Parallel zur Umsetzung der Ener-
giestrategie arbeiten wir derzeit
an einer Novelle des Ökostrom-
gesetzes. Damit wollen wir die
Abrechnung der Mittel und die
Aufbringung transparenter ma-
chen. Unter anderem prüfen wir,
inwiefern der derzeit geltende
Deckel bei der Solarstromförde-
rung aufgehoben werden kann.
Darüber hinaus nehmen wir für
zwei neue Förderschienen im Be-
reich der Öko-Innovationen 20
Millionen Euro in die Hand, wo-
mit wir Investitionen von bis zu
200 Millionen Euro auslösen und
weitere Green Jobs schaffen.



Sollte Österreich nicht jetzt die 
Gelegenheit nützen, um weltweit
noch mehr „unser“ Know-how bei
alternativen Energien – oder den
sogenannten „Grünen Energien“
Wind, Wasser, Solar – zu bewer-
ben? 
Genau das ist seit längerem un-
sere Strategie, die wir besonders
im Rahmen der Internationali-
sierungs-Offensive „go interna-
tional“ mit zusätzlichen Wirt-
schaftsmissionen, Marktstudien
und Marketingbüros umsetzen.
Weltweit gibt es eine enorme
Nachfrage nach Öko-Innovatio-
nen „Made in Austria“, weil wir
mit unserer Lösungskompetenz
in Bereichen wie Umwelttech-
nik, Abwasseraufbereitung und
Energieeffizienz zu den Welt-
marktführern zählen. Parallel
dazu pflegen wir die Kontakte in
wachstumsstarke Länder wie
China, Indien und Russland so-
wie in die Schwarzmeer-Region
intensiver als früher. Teil dieses
Konzepts ist auch unsere Präsenz
auf der EXPO 2010 in Schanghai,
wo wir in unserem
Pavillon die Stärken
Österreichs als in-
novatives High-
Tech-Land präsen-
tieren. Denn gerade
Umwelt- und Ener-
gieeffizienz-Techno-
logien zählen in
China zu den größ-
ten Wachstumsmärkten. Allein
heuer sollen dort rund 50 Milli-
arden Euro in Umweltschutzpro-
jekte investiert werden.

Im Juni hatten Sie Arbeitsge-
spräche mit EU-Energiekommissar
Günther Oettinger und Aserbaid-
schans Präsident Ilham Aliyev. Da-
bei ging es unter anderem um die
Themen „Österreich als Energie-
drehscheibe“ und die Chancen
durch eine verstärkte Präsenz in
Aserbaidschan, wobei vor allem
die Nabucco-Pipeline diskutiert
wurde. Wird da nicht ein irre-
führendes Signal ausgesandt?
Nein, denn wir setzen sowohl
auf den konsequenten Ausbau
erneuerbarer Energien als auch
auf die Erhöhung der Versor-
gungssicherheit im Gasbereich.
Viele österreichische Haushalte
und Unternehmen sind weiter-
hin auf Erdgas angewiesen, wie
unter anderem die Gaskrise im
Jänner 2009 gezeigt hat. Und

die Nabucco-Pipeline bietet den
strategischen Vorteil, dass sie
tatsächlich eine Diversifikation
von Quelle und Route herstellt.
Außerdem endet die Pipeline in
Österreich, was unsere Funktion
als Energiedrehscheibe weiter
verbessern wird. 

Inwiefern wird derzeit die Gele-
genheit genutzt, auch in Ländern
wie Aserbaidschan Österreichs
Know-how verstärkt anzubieten?
Wir wollen die stärkere Präsenz
in Aserbaidschan – unter ande-
rem durch eine neue österreichi-
sche Botschaft in Baku – in mög-
lichst vielen Bereichen nützen.
Denn auch Aserbaidschan will
langfristig unabhängiger von Öl
und Gas werden und seinen 
Energiemix diversifizieren. Auch
dort können wir daher mit Ener-
gie- und Umwelttechnologie
punkten. Darüber hinaus sehen
wir Chancen im Infrastruktur-
Bereich, in der Modernisierung
der Landwirtschaft und bei
Dienstleistungen wie der Pla-

nung von Wintersportzentren.
Unser Know-how stößt gerade in
der Schwarzmeer- und Kauka-
sus-Region auf eine wachsende
Nachfrage.

Viele Gemeinden möchten ihre Be-
leuchtung umstellen, sind aber
bei Investitionen eher zurückhal-
tend. Inwieweit sehen sie Mög-
lichkeiten, die Umstellung von Be-
leuchtungssystemen zu fördern? 
Wir setzen hier vor allem auf
mehr Information und eine stär-
kere Bewusstseinsbildung. Daher
haben wir gemeinsam mit dem
Gemeindebund, der Beleuch-
tungs-Branche und der Kommu-
nalkredit die Energieeffizienz-
Offensive „Mehr Licht – Weniger
Kosten“ lanciert. Mit dem Aus-
tausch ineffizienter Beleuch-
tungs-Technologien wird nicht
nur das Erreichen der Energie-
ziele unterstützt, sondern erhält
auch unsere Wirtschaft zusätzli-
che Aufträge. Wir erwarten hier
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Denn die Entwicklung von „grü-
nen Produkten“ nützt nicht nur
der Umwelt, sondern beschleu-
nigt auch den notwendigen
Strukturwandel der Wirtschaft.

Zur Energieversorgung gehört
auch der Bereich „Energiesparen“.
Wird es in naher Zukunft wieder
eine Offensive zur Förderung der
thermischen Sanierung geben? 
Wegen der schwierigen bud-
getären Situation wird es heuer
keine Bundesförderung für die
thermische Sanierung geben,
frühestens 2011 wieder. In Zu-

kunft streben wir im Rahmen
der geplanten Ökologisierung
des Steuersystems wieder eine
zusätzliche Unterstützung für
die thermische Sanierung an.
Schon derzeit stehen allerdings
in den Bundesländern verschie-
dene Fördertöpfe zur Verfügung. 

Wie sieht es mit den Klassikern Öl
und Gas aus? Die Ereignisse im
Golf von Mexiko haben die Einstel-
lung der Menschen zu den traditio-
nellen Energieformen nicht gerade
im positiven Sinn forciert. Wie soll-
te Österreich damit umgehen?
Die weltweite Tendenz geht da-
hin, langsam aus der Nutzung
fossiler Energieträger auszustei-
gen, wobei wir natürlich die vie-
len Arbeitsplätze in diesem Be-
reich berücksichtigen müssen.
Gleichzeitig können wir die
großen Potenziale, die sich aus
diesem Prozess ergeben, hervor-
ragend nutzen, weil wir weltweit
als Umweltmusterland mit einer
hohen technologischen Kompe-
tenz anerkannt sind. Ich verwei-
se hier etwa auf die Elektromobi-
lität, die uns eine dreifache
Chance bietet: Österreichische
Unternehmen können mit neuen
Produkten neue Märkte er-
schließen, die Konsumenten sind
nicht mehr abhängig vom Öl-
preis und die Umwelt wird durch
den wegfallenden CO2-Aussstoß
geschützt. Im Jahr 2020 sollen
rund 250.000 Elektrofahrzeuge
auf Österreichs Straßen fahren.

Wichtig ist, dass für die Erzeugung von Öko-
strom die effizientesten Standorte genutzt
werden. Darauf richten wir auch die Tarife aus.

... auf die Frage, auf welche Energiearten Öster-
reichs Gemeinden künftig setzen sollten

Unser Know-how stößt gerade in der
Schwarzmeer- und Kaukasus-Region auf
eine wachsende Nachfrage.

... über Österreichs verstärkte Präsenz in 
Aserbaidschan und der Kaukasus-Region
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in den kommenden sieben Jah-
ren ein zusätzliches Auftragsvo-
lumen von rund 100 Millionen
Euro. Städte und Gemeinden,
die ihre Beleuchtung austau-
schen, kurbeln nicht nur die
Wirtschaft an, sondern können
langfristig auch bis zu 50 Pro-
zent der Energiekosten sparen.
Das ist in Zeiten knapper wer-
dender Budgets wichtiger denn
je. Um die Finanzierung der Um-

stellung für die Kommunen zu
erleichtern, hat die Kommunal-
kredit ein spezielles Finanzie-
rungsmodell entwickelt, das im
Rahmen einer Informations-
Roadshow präsentiert wird.

Ende Juli ist die neue Gastgarten-
regelung in Kraft getreten. Was
sind die zentralen Vorteile ge-
genüber früher?
Die Reform bringt eine Anpas-
sung an die tatsächlichen Le-
bensgewohnheiten. Das Feeling
von „Summer in the City“ findet
somit auch in Österreich ver-
stärkt statt und nicht nur in den
südlichen Urlaubsländern. Mit
der neuen Regelung können Wir-
te künftig schneller und ohne
bürokratische Hürden einen klei-
nen Gastgarten aufsperren. An-
rainer können bei berechtigten
Beschwerden aber auch schnel-
ler eine Schließung erwirken.
Künftig sollen Gastgärten mit bis
zu 75 Sitzplätzen auf öffentli-
chem Grund von 8 bis 23 Uhr
geöffnet sein dürfen und auf Pri-
vatgrund von 9 bis 22 Uhr, ohne
dass der Gastronomiebetrieb
dafür ein aufwendiges betriebs-
anlagenrechtliches Genehmi-
gungsverfahren durchlaufen
muss. Die Anzeige bei der Behör-
de reicht aus. Allerdings dürfen
in genehmigungsfrei gestellten
Gastgärten nur Speisen und Ge-
tränke verabreicht werden, Gril-
len im Freien ist in genehmi-
gungsfrei gestellten Gastgärten
nicht erlaubt, genauso
wie Auftritte von Musikgruppen,
das Abspielen von Musik via
Lautsprecher oder TV-Übertra-
gungen. Dafür ist so wie bisher

eine Betriebsanlagengenehmi-
gung erforderlich.

Inwiefern sind die Gemeinden 
betroffen?
Um die Regelung bürgernah ge-
stalten zu können, dürfen die Ge-
meinden abweichende Öff-
nungszeiten festlegen. So kann
es in der Nähe von Spitälern, Al-
tersheimen oder Theatern zu
Einschränkungen kommen, in

Tourismusorten
ist aber auch eine
Ausweitung auf
24 Uhr möglich.
Mit der Reform
berücksichtigen
wir die Lebensge-
wohnheiten vieler

Österreicher, die heute im Schnitt
häufiger und länger ausgehen als
früher – und stellen gleichzeitig
sicher, dass Schutz interessen von
Anrainern gewahrt bleiben.

Das Thema Jugend ist ein weiteres
„heißes Eisen“. Die Gemeinden lei-
den stark unter der Politikverdros-
senheit der Jugend, weil sich
kaum noch Nachfolger für Bürger-
meister finden. Wie kann man Ih-
rer Meinung nach dieser Verdros-
senheit Herr werden?
Meine Erfahrung aus vielen per-
sönlichen Kontakten ist, dass die
Jugend entgegen vieler Klischees
nicht generell politikverdrossen
ist, sondern sich in allen Lebens-
bereichen engagiert. Allerdings
müssen sich alle Parteien überle-
gen, wie sie attraktiver für Ju-
gendliche werden und diese
stärker einbinden. In meinem
Bereich habe ich zum Thema
„Politische Bildung“ ein speziel-
les Fortbildungsprogramm lan-
ciert. Damit können wir Perso-
nen, die in der außerschulischen
Jugendarbeit tätig sind, stärker
für die Vermittlung von Politik
qualifizieren. Denn für Jugendli-
che ist sehr oft nicht die Schule,
sondern vielmehr das soziale
Umfeld für politische Einstellun-
gen prägend. Und genau dort
setzen wir an.

Zum Abschluss noch zwei  persön-
liche Fragen: Ihre ersten Schritte
in der Politik haben sie als Ge-
meinderat der 500-Einwohner-Ge-
meinde Ahorn getan. Was haben
Sie aus dieser Zeit als Kommunal-
politiker mitgenommen?
Den Bürger auf der Gemeinde -

ebene interessieren weniger ma-
kroökonomische Zusammenhän-
ge und die große Politik, son-
dern die konkreten Auswirkun-
gen der Politik in seinem unmit-
telbaren Lebensbereich – also
wie schaut es mit der Infrastruk-
tur aus betreffend Straßen und
Wasserleitung, wie funktioniert
die Schneeräumung, wie ist die
Schule ausgestattet und ähnli-
ches mehr. Daher heißt es für 
einen Kommunalpolitiker gut
zuhören zu können und zu ver-
anlassen, dass möglichst konkre-
te Problemlösungen entstehen.
Gefragt ist aber auch die Zu-
kunftsfähigkeit der Gemeinde,
also wie schaut es mit den Ar-
beitsplätzen aus und wo möchte
man in einigen Jahren sein. 

Was halten sie von Zwangs-Zusam-
menlegungs-Ideen, die immer
wieder zu hören sind und denen
vermutlich auch die Gemeinde 
Ahorn zum Opfer fallen würde?
Zwang ist immer ein problemati-
sches Mittel in der Politik. Ich
halte Zwangsmaßnahmen für
schlecht, weil sie nie zum Erfolg
führen und eine Gemeinde
natürlich auch identitätsstiftend
ist. Wenn schon, muss die Idee
der Zusammenlegung von innen
heraus kommen. Sinn macht das
Ganze höchstens dann, wenn
über Verwaltungsgemeinschaf-
ten Kostenvorteile lukriert wer-

den können. Wenn die Zeit reif
ist, sollen die Bürger selber dar -
über bestimmen, ob sie mit je-
mand anderen eine Zusammen-
legung wollen. Wenn sich Ver-
besserungen ergeben sollten, bin
ich mir sicher, dass man auch
derartig heikle Problemfragen
gemeinsam einer Lösung zu-
führen kann.

Mit der neuen Regelung können Wirte künf-
tig schneller und ohne bürokratische Hürden
einen kleinen Gastgarten aufsperren.

... über die neue Gastgartenregelung

Ich halte Zwangsmaßnahmen für schlecht,
weil sie nie zum Erfolg führen und eine Ge-
meinde natürlich auch identitätsstiftend ist.

... über Zwangs-Gemeindezusammenlegungen

Auf www.kommunal.at finden
Sie das vollständige Interview.
Lesen Sie unter anderem, wie
Minister Mitterlehner über die
familienfreundlichen Gemein-
de der Zukunft denkt.


